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ergriffen. Miroslav Kárný, seit Jahren ausgewiesener Fachmann auf dem Gebiet der 
tschechischen Holocaust-Forschung, hat nun eine grundlegende Studie über die Zeit 
veröffentlicht, als die nazionalsozialistische Vernichtungsmaschinerie auch über das 
„Protektorat" hinwegrollte. 

Der Autor wollte, das betont er ausdrücklich, nicht die Geschichte der böhmischen 
und mährischen Juden in dieser Zeit schreiben, sondern lediglich die des von Deut­
schen geplanten und durchgeführten Völkermords an diesen - was sich allerdings 
zumindest in den entsetzlichen Auswirkungen schwerlich voneinander trennen lassen 
dürfte. Kárný sieht die „Endlösung" in einem europäischen Kontext, die „Lösung" 
stand „in jedem besetzten Land im Einklang mit den unmittelbaren Erfordernissen 
und den perspektivischen Zielen der Okkupationspolitik, modifizierte die Funktio­
nen der Judenpolitik und gab ihrem Modell eine spezifische Gestalt". Dabei waren die 
Grundelemente konstant. Im „Protektorat hatte die Effizienz der Wirtschaft Vor­
rang". Deshalb kam es kaum zu gewalttätigen Einzelaktionen, und die „Arisierung" 
ging „in enger Zusammenarbeit der Verwaltungs-, Wirtschafts- und Polizeibehörden 
mit den entscheidenden reichsdeutschen Bank- und Industriekonzernen" über die 
Bühne. Die „Arisierung" diente dabei als gegen die Tschechen gerichtetes Element der 
Germanisierung, Versuche der tschechischen Bourgeoisie, sich an dem Raub jüdi­
schen Eigentums zu beteiligen, wurden seitens der deutschen Behörden logischer­
weise rasch gestoppt. Die tschechische Solidarität gegenüber den Juden fußte laut 
Kárný weitgehend auf dem Umstand, daß die Judenverfolgung als Vorbote des mög­
lichen eigenen Schicksals angesehen wurde. 

Kárný zeichnet dabei klar die einzelnen Schritte von den ersten Ansätzen einer 
„Judenpolitik" der „Protektorats"-Behörden über Neuraths Anordnungen bezüglich 
jüdischen Besitzes und die Einführungder „Nürnberger Gesetze", über Auswanderung 
und die erste Deportation nach Nisko sowie die fortschreitende Isolierung der Juden 
(im „Ghetto ohne Mauern") bis zur als „Arisierung" umschriebenen völligen Expro­
priierung der Juden, ihrem Einsatz als Zwangsarbeitskräfte und der Kennzeichnung 
durch den Judenstern. Im zweiten Teil seiner Abhandlung schildert der Autor den 
Übergang zur „Schlußetappe der Endlösung" und deren eigentlichen Ablauf unter 
besonderer Berücksichtigung dessen, was in und um Theresienstadt vorgefallen war. 

Pflaumheim H e l m u t T e u f e l 

We n k, Silke: Das konfiszierte deutsche Privatvermögen in Polen und der Tschecho­
slowakei. Die Rechtslage nach Abschluß des deutsch-polnischen und deutsch-tsche­
choslowakischen Nachbarschaftsvertrages. 
Peter Lang, Frankfurt/M. et al. 1993, 219 S. (Schriften zum Staats- und Völkerrecht 50). 

In ihrem Bemühen um Bewältigung ihrer kommunistischen Vergangenheit muß­
ten vor allem die ehemaligen Vertreibungsstaaten bald erkennen, daß zwischen kom­
munistischen, nachkriegs- und kriegsbedingten Unrechtstaten oft nur schwer eine 
Grenze zu ziehen ist. Sobald aber diese Grenze generell auf vergangenes Unrecht aus­
gedehnt wird, erweitert sich der Personenkreis der Opfer: So begehren nun auch die 
Vertriebenen Gleichbehandlung mit der einheimischen Bevölkerung und stellen mehr 
Forderungen auf Rückerstattung und Entschädigung. Zugleich zeigen sich aber auch 
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die generellen Schwierigkeiten, die Rechtsverhältnisse an ehemals konfisziertem 
Eigentum zu klären. In der wissenschaftlichen Literatur auch der Vertreibungsstaaten 
werden Gültigkeit und Fortbestand jener Rechtsetzungsakte diskutiert, die Grund­
lage für Vertreibung und Konfiskationen wurden, ebenso wie die Fragen nach den 
inzwischen eingetretenen Eigentumsverhältnissen1. 

Silke Wenk geht den Fragen aus deutscher Sicht nach. Der Gefahr, hierdurch eine 
weitere Trübung der bilateralen Beziehungen herbeizuführen, sucht sie zu entgehen, 
indem sie vorab kundtut, daß die Arbeit keine politischen Wertungen enthalten solle, 
vielmehr zum Ziel habe, „durch die Darstellung der völkerrechtlichen Rechtslage die 
Basis für künftige politische Lösungen zu legen" (S. 2). 

In der Tat ist die Arbeit eine rein juristische Darstellung der Gesamtproblematik, 
die nicht nur die völkerrechtlichen Aspekte umfassend behandelt. Nach einer klaren 
und überzeugenden Gliederung werden in bemerkenswert gut lesbarer Form nahezu 
alle Probleme angesprochen. Schritt für Schritt geht Silke Wenk vor. Das erste, zu­
gleich umfangreichste Kapitel ist den völkervertraglichen Grundlagen gewidmet. Die 
Verfasserin legt dar, daß bislang kein multi- oder bilaterales Vertragswerk Ver­
mögensfragen weder der vertriebenen noch der im Lande verbliebenen Deutschen 
berühre. In dem Zusammenhang wird auch die Staatsangehörigkeit der zurückgeblie­
benen Deutschen geprüft und argumentiert, daß es sich um Doppelstaatler handle. 

Im zweiten Kapitel erörtert Silke Wenk das rechtliche Schicksal des enteigneten Pri­
vatvermögens, wobei sie vor allem die Enteignungsakte näher untersucht mit dem 
Ergebnis, daß die Konfiskationen als Teilhandlung der Vertreibungen wegen Men­
schenrechts- wie auch Fremdenrechtsverletzungen völkerrechtswidrig seien und 
daher die Vertreibungsstaaten zu Wiedergutmachung oder Entschädigung verpflich­
teten. Ein möglicher Untergang der deutschen Restitutions- oder Entschädigungs­
ansprüche durch Verzicht, Verwirkung, Aufrechnung, Ersitzung oder - hinsichtlich 
der Vertriebenen - durch Lastenausgleich seitens der Bundesrepublik wird schlüssig 
verneint. Daher sei die Bundesrepublik durch den internationalen ordre public sowie 
Art. 25 GG/Art. 6 EGBGB gehalten, den Konfiskationen die Anerkennung zu ver­
weigern (insbes. S. 132 ff.). Allerdings legt Silke Wenk weiter dar, daß durch die jüng­
sten Vertragswerke die Rechte der Vertriebenen zu einem ius nudum geworden seien. 

Die beiden letzten Kapitel behandeln die prozeßrechtliche Situation der betroffenen 
Deutschen, wobei die Verfasserin zu der Auffassung gelangt, daß die Bundesrepublik 
durch die bisherige Unterlassung diplomatischen Schutzes ermessensfehlerhaft ge­
handelt habe (3. Kapitel), woraus nicht nur Ansprüche aus Amtshaftung oder ent­
eignungsgleichem Eingriff (S.159ff.), sondern auch die Möglichkeit eines Rechts­
schutzes durch Verwaltungsklage wie auch Verfassungsbeschwerde folgen könnten 
(4. Kapitel, insbes. S. 174 ff.). In einer Zusammenfassung rafft die Verfasserin die einzel­
nen Aspekte ihrer Untersuchung, die sich wie ein sorgfältig abgefaßter Schriftsatz liest, 
nochmals zusammen. Ein mehrseitiges Literaturverzeichnis beschließt die Arbeit. 

Das schmale Büchlein, aus der Dissertation der Autorin hervorgegangen, besticht 
wegen seiner Klarheit und umfassenden Erörterung des Problemkomplexes. Mit Blick 

1 Vgl. etwa W i n k 1 e r, Pavel: Dekrety Prezidenta Republika z období 1940-1945 [Die Dekrete 
des Präsidenten der Republik aus der Zeit 1940-1945]. Právník 8-133 (1994) 720-733. 
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auf die belasteten deutsch-polnischen bzw. deutsch-tschechisch-slowakischen Bezie­
hungen bedauert man allerdings die manchmal etwas holzschnitthafte, teilweise auch 
verkürzte Untersuchung einzelner Fragen, etwa inwieweit die heutige Bewertung von 
Menschen- und/oder Fremdenrechtsverletzungen auf zurückliegende Vorgänge 
anwendbar ist. Ebenso hätte man sich eine Auswertung auch der Literatur der Vertrei­
bungsstaaten gewünscht. Auch der fast überwiegend benutzte Urteilsstil trägt zu der 
streckenweise etwas apodiktisch anmutenden Analyse bei. Wegen der fundierten Dar­
stellung der Probleme und der Schlüssigkeit der Ergebnisse hätte die Chance bestan­
den, auch den betroffenen Vertreibungsstaaten den deutschen Standpunkt näherzu­
bringen. Diese Chance scheint vertan. Der Wert des Buches für die Völkerrechts­
wissenschaft im allgemeinen ist dadurch nicht gemindert. 

Bonn K a r i n S c h m i d 

Gesetzgebung in Ost- und Südosteuropa. Hrsg. v. Ilona Slawinski und Michael 
Geistlinger. 
Verlag für Geschichte und Politik, Wien/R. Oldenbourg, München 1991, 221 S. (Schriftenreihe 
des österreichischen Ost- und Südosteuropa-Instituts 19). 

Mit diesem Band kam vor einiger Zeit ein Buch auf den Markt, das die Ergebnisse 
einer internationalen Tagung über die Gesetzgebung in Ost- und Südosteuropa 
zusammenfaßt. Diese Ergebnisse sind natürlich stark durch den Zeitpunkt der Tagung 
(Januar 1990) beeinflußt, deren Referate hier vorgelegt werden. Der zuerst willkürlich 
festgelegte Zeitpunkt bedingt im nachhinein die Reize dieser Sammlung, deckt jedoch 
auch die Schwächen auf. 

Es ist zweifellos interessant, ja sogar spannend zu lesen, was einzelne hervorragende 
Vertreter der Jurisprudenz aus den einzelnen an der Tagung beteiligten Staaten zu den 
Gesetzgebungsmechanismen ihrer Länder zu einem Zeitpunkt zu sagen hatten, in 
dem die machtpolitischen Blöcke in Europa zu bröckeln anfingen, der freie Gedan­
kenaustausch noch in den Kinderschuhen steckte und in dem die gewaltige Aufgabe 
der Umbildung der Rechtsordnungen kaum zu erahnen war. 

Dadurch bedingt, kann das Buch aber auch nichts anderes als eine Momentauf­
nahme der damaligen Situation sein, die von der Wirklichkeit schnell und in ihrem 
Umfang weit überholt wurde. 

Die Rechtsordnungen der meisten Staaten, soweit sie überhaupt noch existieren 
(DDR, Sowjetunion, Jugoslawien, Tschechoslowakei, Polen, Ungarn, Bulgarien und 
die baltischen Länder), sind inzwischen vollkommen verändert, die Gesetzgebungs­
techniken grundlegend umgestaltet worden. Dennoch bietet das Buch einen wertvol­
len Blick auf den damaligen Zustand der Gesetzgebungstechnik in Ost- und Südost­
europa und vor allem auf die Situation zu Beginn des mühsamen Umbaus der Rechts­
ordnungen. 

Die vorliegenden Beiträge der osteuropäischen Kollegen zeigen einen Querschnitt 
durch die verschiedenen Denkansätze für Gesetzgebungstechniken, die, gerade erst 
im Entstehen, hier bereits unter Fachleuten ohne die früher üblichen Floskeln an­
diskutiert werden konnten. Darüber hinaus erhält der Leser neben allgemeinen Infor­
mationen über die Entstehung von Gesetzen in den westlichen Demokratien auch 


